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Einladung

zur Gemeindeversammlung

Dienstag, 26. September 2006, 20.00 Uhr, 
Gemeindezentrum Gsellhof in Brüttisellen
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Geschäfte
1 Revision der Ortsplanung

2 Gestaltungspläne

2.1 Rietstuck (GP 09), Revision

2.2 Roswis (GP 02), Revision 

2.3 Halsrüti (GP 09), Revision

2.4 Pünten (GP 14), Neufestsetzung

3 Anfragen nach § 51 des Gemeindegesetzes
Beachten Sie bitte die nachfolgenden Anträge und Berichte. Die detaillierten Akten liegen ab 
12. September 2006 im Gemeindehaus zur Einsicht auf.

Gemäss § 51 des Gemeindegesetzes hat jede stimmberechtigte Person das Recht, eine Anfrage an die Behörde zu stellen, die an der Gemeindeversammlung zu beantworten ist. Die Anfrage muss aber von allgemeinem Interesse sein und spätestens 10 Tage vor der Versammlung schriftlich bei der entsprechenden Behörde eingereicht werden.

Gemeinderat Wangen-Brüttisellen

Anträge und Berichte des Gemeinderats
Revision der Ortsplanung 

Antrag des Gemeinderats

1. 
Der Vorlage über die Revision der kommunalen Richtplanung Wangen-Brüttisellen wird wie folgt zugestimmt.


1.1
Aufhebung der kommunalen Richtpläne: 

· Siedlungs-/Landschaftsplan

· Plan der öffentlichen Bauten

· Versorgungspläne 1+2


1.2
Änderung des kommunalen Verkehrsplans 

2.
Der Vorlage über die Revision der Nutzungsplanung Wangen-Brüttisellen wird wie folgt 
zugestimmt:


2.1
Änderung des Zonenplans


2.2
Änderung des Erschliessungsplans


2.3
Änderung der Bauordnung

3.
Massgebend für die Beschlüsse gemäss Ziffer 1 und 2 sind die nachfolgenden Erläuterungen über die einzelnen Änderungen sowie die offiziellen Auflageakten zur Gemeindeversammlung, enthaltend:

· Masterplan (nur informativ, nicht Bestandteil der Genehmigung)

· Verkehrsplan

· Bau- und Zonenordnung (Bauordnung und Zonenplan)

· Erschliessungsplan mit Vorprojekten / Kostenschätzungen

· Bericht zur Ortsplanung

· Bericht zu den Einwendungen im Rahmen des Auflageverfahrens

4.
Die Beschlüsse stehen unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch die Baudirektion des 
Kantons Zürich.

5.
Der Gemeinderat wird ermächtigt, allfällige geringfügige Änderungen, welche sich im Ge-nehmigungsverfahren bei der Baudirektion des Kantons Zürich ergeben, in eigener 
Kompetenz vorzunehmen.

Bericht des Gemeinderats


Ausführlicher Bericht

4 Einige kurze Begriffserklärungen 

Der Verkehrsplan

...zeigt die Sammelstrassen (Groberschliessung) und bildet die Grundlage für den Erschliessungsplan.

Die Groberschliessung 

...besteht aus der quartierinternen Infrastruktur (Sammelstrassen, Hauptleitungen usw.), die von der Gemeinde zu erstellen und (gegebenenfalls mit Beiträgen der Grundeigentümer) zu finanzieren ist.

Die Feinerschliessung

...beinhaltet die quartierinterne Infrastruktur (Strassen, Leitungen usw.), die von den Grundeigentümern finanziert werden muss. Die Feinerschliessungsanlagen sind nicht Bestandteil der Richt- und Nutzungsplanung; sie sind lediglich in den Quartierplänen dargestellt.

Der Erschliessungsplan

...legt fest, in welchen Etappen die Groberschliessung der Baugebiete erfolgen soll. Er bildet eine Grundlage für die Feinerschliessung im Rahmen von Quartierplänen. Für die Groberschliessungsanlagen, die für die nächste Etappe vorgesehen werden, gelten die Baukredite als bewilligt. Damit die Stimmbürgerschaft die Katze nicht im Sack kauft, müssen für diese Objekte bei der Beschlussfassung bereits Vorprojekte und Kostenschätzungen vorhanden sein.

Die Bau- und Zonenordnung (BZO)

...beinhaltet die Bauordnung und den Zonenplan. Der Zonenplan zeigt mit Farben oder Markierungen die verschiedenen Zonen an. In der Bauordnung werden die für diese Zonen gelten Vorschriften festgelegt.

5 Anlass für die Revision


Die verschiedenen Pläne sowie die Bauordnung entsprechen in vielen Bereichen nicht mehr den veränderten Verhältnissen bzw. den heutigen Bedürfnissen und Erkenntnissen. 

6 Masterplan 

Die Überarbeitung der Ortsplanung orientiert sich erstmals an dem vom Gemeinderat mit Beschluss vom 11. Juli 2005 genehmigten Masterplan. Der Masterplan enthält Verkehrs- und Siedlungsleitbilder, die weder behörden- noch grundeigentümerverbindlich sind. Die Leitbilder dienen jedoch als Massstab, um bei den sich immer rascher verändernden Bedürfnissen effizienter reagieren zu können und berücksichtigt regionale Planungszusammenhänge. 

Leitbilder können überdies laufend dn neusten Entwicklungen angepasst werden, ohne immer das zeit- und kostenintensive Planungsverfahren in Gang setzen zu müssen.

In diesem Sinne hat der Masterplan lediglich informativen Charakter, er ist formell nicht Bestandteil des Genehmigungsbeschlusses durch die Gemeindeversammlung.

Der Gemeindeversammlung sind hingegen die nachstehend aufgeführten Ortsplanungsbestandteile zur Festsetzung zu beantragen (siehe Ziff. 4 + 5).

7 Kommunale Richtplanung 

7.1 Aufhebung Siedlungs-/Landschaftsplan, Plan der öff. Bauten und Versorgungsplan 

Die kantonale Gesetzgebung (§ 31 Abs. 2 PBG) schreibt vor, dass der kommunale Verkehrsplan bei jeder Revision der Ortspläne überprüft werden muss. Auf die übrigen Teilrichtpläne kann aber verzichtet werden, sie sind nach PBG fakultativ.

In diesem Sinn ist der Gemeinderat der Auffassung, dass die nachfolgend aufgeführten und ohnehin längst nicht mehr aktuellen kommunalen Richtpläne aufgehoben werden können:

· Siedlungs- und Landschaftsplan

· Plan der öffentlichen Bauten

· Versorgungspläne 1+2

Die Aufhebung wird wie folgt begründet:

· Die Zielsetzungen des Siedlungs-/Landschaftsplans und des Plans der öffentlichen Bauten sind mit der Nutzungsplanung inzwischen umgesetzt worden;

· Die Versorgungsgebiete unter den Werken werden jeweils im Einvernehmen mit der Gemeinde geregelt bzw. soweit nötig im Erschliessungsplan festgelegt.

7.2 Änderungen am Verkehrsplan 

Wie vorerwähnt muss der Verkehrsplan (VP) von Gesetzes wegen bei jeder Revision der Ortsplanung auf seine Aktualität hin geprüft werden. 

Es hat sich dabei ergeben, dass der Verkehrsplan in folgenden Bereichen anzupassen ist:

	Bereich / Art der Änderung 
	Begründung / Bemerkung

	Ruchstuckstrasse

neu als nutzungsorientierte Sammelstrasse klassiert
	Die bestehende Ruchstuckstrasse wird neu als Sammelstrasse klassiert.

	Förliwiesenstrasse

neu als geplante nutzungsorientierte Sammelstrasse
	Die geplante Sammelstrasse dient der Groberschliessung des im Masterplan als sog. Entwicklungsgebiet "Mitte" bezeichneten Bereichs. 

Der Zürcher Blumenmarkt wird gemäss Gestaltungsplan auf dem Trassee der geplanten Sammelstrasse auf eigene Kosten eine Zufahrtsstrasse erstellen. Diese kann später in eine Sammelstrasse überführt und bei Bedarf erweitert werden.

	Dübendorfstrasse (Teil Süd)

neu als nutzungsorientierte Sammelstrasse
	Die bestehende Dübendorfstrasse (Teil Süd) dient der Erschliessung des nordöstlichen Flugplatzrandes (insbesondere Skyguideareal).

	„Süderschliessung“

neu als geplante nutzungsorientierte Sammelstrasse
	Die geplante Sammelstrasse verbindet die Dübendorfstrasse (Teil Süd) mit der Hegnaustrasse (Gebiet Stiegenhof). Diese Sammelstrassenachse dient der Sicherung der mittel-/ langfristigen Entwicklungspotenziale am Flugplatzrand und erlaubt eine Entlastung der bestehenden Wohnquartiere von Durchgangsverkehr. Zudem kann ein Teil des Wohngebiets mit einem Stich über die bestehende Brücke (Chüeweg, Gebiet Juch/Zelgli) direkt an die Sammelstrasse angebunden werden.

Die Linienführung ist schematisch dargestellt. Im Rahmen der Regional- und Flugplatzplanung ist zu prüfen, ob eine Lagevariante südlich Skyguide und/oder mit Direktanschluss in die geplante regionale Umfahrungsstrasse in Volketswil zweckmässiger ist. Im Übrigen ist darauf hinzuweisen, dass die Darstellung im Richtplan nicht parzellenscharf ist und somit einen Anordnungsspielraum zulässt.

Die weiteren Planungsschritte und die Etappierung für die „Süderschliessung“ sollen in Abstimmung mit der gesamten Entwicklung des Flugplatzareals erfolgen. Zudem gilt es zu prüfen, welche verkehrslenkenden Massnahmen erforderlich sind. Insbesondere ist bei der Planung das Konzept der regionalen Verkehrssteuerung RVS im Glattal zu berücksichtigen.
Die Gemeinde beabsichtigt, im Rahmen der nächsten regionalen Richtplanrevision (Hauptrevision Teil I, ca. 2008) zu beantragen, die „Süderschliessung“ als regionale Strasse zu klassieren. 

	Haldenstrasse (Teil) und Hegnaustrasse (Teil)
neu als Sammelstrasse zur Abklassierung vorgesehen
	Sobald die geplante Sammelstrasse im Gebiet Mitte und die Süderschliessung erstellt sind, können die Haldenstrasse (zwischen Schüracherstutz und Weidstrasse) und das mittlere Teilstück der Hegnaustrasse abklassiert werden. Diese Massnahmen erlauben eine Entlastung von Durchgangsverkehr. Die Brüttisellenstrasse, Dübendorfstrasse (Teilstück Nord) und Sennhüttestrasse werden als bestehende Sammelstrassen für die Groberschliessung des Ortsteils Wangen belassen.

	Holzrai
Sammelstrasse aufheben
	Die zwischenzeitlich voll ausgebaute Gemeindestrasse kann als Sammelstrasse gestrichen werden.

	Büelacherweg
(Einmündungsbereich)
Sammelstrasse aufheben
	Die zwischenzeitlich voll ausgebaute Gemeindestrasse kann als Sammelstrasse gestrichen werden.

	Fussweg In der Fröhlichkeit (Abschnitt Kehrplatz bis Büelacherweg)
geplanten Fussweg aufheben
	Die Realisierung des geplanten Fussweges vom Kehrplatz „In der Fröhlichkeit“ bis zum Büelacherweg wurde geprüft und verworfen. Deshalb ist diese Fusswegoption zu streichen.

	Fussweg Im Fasnachtbuck (Abschnitt Im Fasnachtbuck bis Obere Wangenstrasse)
geplanten Fussweg aufheben
	Der geplante Fussweg ist gemäss dem Quartierplan aufzuheben.

	Fussweg Girhalde (Abschnitt Haldenstrasse bis Girhaldenweg)

geplanten Fussweg aufheben 

neue bestehende Fusswegverbindungen (Gerenstrasse; Heuweg) eintragen


	Der Fussweg wird beim Friedhof umgelegt.

	Fussweg Lochrüti (Abschnitt Naturschutzgebiet)
geplanten Fussweg aufheben; neu bestehenden Flurweg als Fusswegverbindung eintragen
	Der bisher als geplant bezeichnete Fusswegabschnitt bei den Weihern soll nicht durch dieses Naturschutzgebiet geführt werden, sondern auf dem bestehenden Flurweg bis zur Baltenswilstrasse (bestehende Radwegachse).

	Fussweg zwischen Im Chrüzacher und Riedmühlestrasse
neu geplanter Fussweg
	Mit dem zusätzlichen Wegstück kann eine direkte Fusswegverbindung aus dem Gebiet Chrüzacher in Richtung Lindenbuck- / Zürichstrasse geschaffen werden.

	Fussweg längs Riedmühlestrasse (ab Lindenbuckweg bis zur Gemeindegrenze)
neu geplanter Fussweg
	Geplanter Fussweg; mit Option einer Lageanpassung im Fall eines neuen Dammdurchstichs in Dietlikon

	Redaktionelle Ergänzung  (Informationsinhalt):

-
neue Linienführung Glattalautobahn (geplant, gemäss kant. VP)

-
Glattalbahn, Teilstück Ringbahn (geplant, gemäss kant. VP)
	Die Informationsinhalte zur Glattalautobahn und Glattalbahn zeigen übergeordnete Richtplaninhalte und sind nicht Gegen-stand der kommunalen Festlegung.


8 Zielsetzungen für die Revision der Nutzungsplanung (Bau- und Zonenordnung) 

8.1 Einleitung 

Die bestehende Bau- und Zonenordnung (BZO) von 1993/1999 wurde im Rahmen der letzten Revisionen (seit 1984) auf eine Kapazität von rund 7'500 Einwohnern und auf ein ausgewogenes, etwa hälftiges Verhältnis zwischen Wohneinheiten und Arbeitsplätzen ausgelegt.

Gemäss Masterplanung 2005 will die Gemeinde in den nächsten Jahren Einzonungen prüfen, damit trotz steigendem Wohnflächenverbrauch pro Einwohner ausreichend Bauland zur Verfügung steht für 7'500 Einwohner (Gabelwerte 7'000 - 8400 Einwohner für den Horizont bis 2025). Zudem sollen 5'300 Arbeitsplätze (Gabelwerte 4'900 - 5'800 Arbeitsplätze) möglich sein, um das langfristige Ziel einer "ausgeglichenen Arbeitsplatz- und Einwohnerzunahme" erreichen zu können.

Wichtigste Voraussetzung für die Einzonung von Wohnbauland ist die infolge des reduzierten militärischen Flugbetriebs durch den Bund in Aussicht genommene Revision des Lärmzonenplans für den Flugplatz. Erst wenn diese redimensionierten Fluglärmkurven rechtskräftig vorliegen, hat die Gemeinde den erforderlichen Handlungsspielraum für eine sinnvolle Teilrevision des Zonenplans. 

Die eigentümerverbindliche Nutzungsplanung (Bauordnung, Zonenplan und Erschliessungsplan) soll in untergeordneten Punkten angepasst werden. Dies mit der Zielsetzung, in der Bauordnung etwas mehr Nutzungsspielraum zuzulassen. Im Zonenplan sind aufgrund von anderen Planungsverfahren und geänderten Nutzungsbedürfnissen kleinere Revisionen erforderlich. Zudem gilt es den Erschliessungsplan nachzuführen.

8.2 Die Änderungen am Zonenplan im Detail 

Mit der vorliegenden Teilrevision des Zonenplans sollen, im Sinne einer Nachführung, einzelne Punkte revidiert werden, welche keinen Zusammenhang mit den Fluglärmkurven aufweisen.

Es wird vorgeschlagen, den Zonenplan in folgenden Bereichen zu revidieren/nachzuführen:

	Gebiet /Art der Änderung  
	Begründung/Bemerkungen

	Generell:

Einfamilienhauszone E2 30%  = neu Wohnzone  W2 30% 
	Diese redaktionelle Änderung ist erforderlich, weil das Planungs- und Baugesetz (PBG) die Bezeichnung Einfamilienhauszone nicht mehr vorsieht. Es resultieren keine materiellen Folgen, weil in diesem Zonentyp gemäss PBG bereits seit 1992 auch Gebäude mit mehr als einer Wohnung zulässig sind.

	Bauten neben Schulareal Steiacher :
Wohnzone statt Zone öffentlicher Bauten (W3 60% statt ÖB)
	Im Rahmen der Quartierplanung Steiacher wurde festgestellt, dass das private Grundstück Kat. Nr. 4295 einer Wohnzone W3 60% zuzuteilen ist, weil dieses Grundstück weder einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft gehört noch für eine öffentliche Nutzung benötigt wird.

	Areal Gemeindewerke Brüttisellen: 

Anpassung der Zonengrenze zwischen ÖB (öffentliche Bauten) und W3 60%
	Die Dorfbachparzelle wurde aufgehoben. Die Zivilgemeinde hat dieses Land übernommen und mit den Nachbarn eine zweckmässige Grenzmutation vorgenommen. Entsprechend ist nun die Zonenabgrenzung anzupassen.

	Gebiet Pünten, Wangen 
Anpassung und Umzonung der Parzellenabgrenzung (Kat. Nr. 6656, 6657 und 6658)
	Die kleinflächige Zonengrenzkorrektur (Kernzone KA statt Freihaltezone F) begründet sich mit dem Landumlegungsverfahren und den vollzogenen Mutationen.

	Kernzone A Wangen
Gebiet Zelglistrasse/Dorf
Anpassung und Umzonung der Parzellenabgrenzung 
	Die kleinflächige Zonengrenzkorrektur (Kernzone KA statt Kernzone KB) begründet sich mit dem Landumlegungsverfahren (Umlegung Kindergartenweg) und den vollzogenen Mutationen.

	Gebiet Im Fasnachtsbuck
Wohnzone W2 30%
Einzonung Fussweg Im Fasnachtsbuck; neue Parzellenabgrenzung Kat. Nr. 4020 und 4072
	Die kleinflächigen Zonengrenzkorrekturen im Gebiet Im Fasnachtsbuck (Abgrenzung zwischen Wohnzone W2 30% und Landwirtschaftszone L) sind Konsequenzen aus den Festlegungen des abgeschlossenen Quartierplanverfahrens.

	Div. Gestaltungsplangebiete:

Eintragung von neuen Gestaltungsplänen (Informationsinhalt)

Unterlegung der Gestaltungspläne (GP) mit einer Bauzone in der Grundordnung (Gewerbezone G6 unter GP 8, Erholungszone E Sp unter GP 9)

Änderung der Grundzone unter dem Gestaltungsplan 10 (W3 50% statt G4 unter GP)

Unterlegung des Gestaltungsplans GP 13 mit Grundzone G4 und GP-Pflicht


	Seit der letzten Zonenplanrevision 1999 sind neue Gestaltungspläne festgelegt worden. Diese sind im Zonenplan entsprechend nachzuführen:

- 
GP   7: In der Fröhlichkeit

- 
GP   8: Zischtigwisen (Coca-Cola)

- 
GP   9: Halsrüti

- 
GP 12: Skyguide

- 
GP 13: Zürcher Blumenmarkt, wenn das Projekt ab-


geschlossen wird (anstelle GP11: Lagerplätze Halden-
  
strasse)

- 
GP 14: Pünten

	Darstellung Perimeter GP 14 (Revisionsvorlage 2006, Informationsinhalt)

Anpassung der Abgrenzung GP 2 gemäss der Revision 2006
	Aus systematischen Gründen werden die im Siedlungsgebiet liegenden Gestaltungspläne mit einem ähnlichen Zonentyp in der Grundordnung unterlegt. Die Gestaltungspläne erfahren damit keine materielle Änderung, weil sie der Grundordnung vorgehen. Die Grundordnung ist nur von Bedeutung, wenn Gestaltungspläne aufgehoben oder revidiert werden sollen.

Die Grundordnung G4 mit Gestaltungsplanpflicht unter dem GP 13 (Zürcher Blumenmarkt) bezweckt die Sicherung folgender besonderer öffentlicher Interessen: 

- 
Freihaltung des Vernetzungskorridors (gemäss kantonalem 
Richtplan)

- 
Fahrerschliessung für gewerbliche Nutzungen hat hauptsächlich über die Förliwiesenstrasse zu erfolgen,



	Teilbereich Areal Arbeitsheim Wangen:

Wohnzone mit Gewerbeerleichterung WG2 50% statt Gewerbezone 

	Eine Mischzone mittlerer baulicher Dichte kann der bestehenden Arealnutzung (Arbeitsheim mit Wohn- und Arbeitsnutzung) und dem Übergang zur Kernzone besser gerecht werden als eine Gewerbezone. Wie bisher gilt die Lärmempfindlichkeitsstufe III mit Zulassung mässig störender Gewerbebetriebe.

	Gemeindegrundstück Kat.-Nr. 5882 im Ruchtstuck, Brüttisellen:

Gewerbezone G4 statt Zone für öffentliche Bauten, 

	Das Grundstück wurde für die Option Werkhof/Feuerwehr der öffentlichen Bauzone zugeordnet. Diese Anlage konnte später auf einem anderen Areal an der Haldenstrasse erstellt werden. Weil seit der Aufhebung der Asylantenunterkunft keine öffentlichen Bedürfnisse mehr ausgewiesen sind, soll das heute als Parkplatz genutzte Grundstück in eine Gewerbezone 4 umgezont werden.

	Kindergartenareal Altbach, Ringstrasse, Brüttisellen:

Wohnzone W3 60% statt Zone für öffentliche Bauten


	Kindergärten sind sowohl in einer öffentlichen Bauzone wie auch in einer Wohnzone zulässig. Mit der Umzonung wird grundsätzlich Spielraum geschaffen für den Fall, dass das Areal nicht mehr wie bisher für den Kindergarten genutzt würde.

	Kindergartenareale im Gebiet Chrüzacher/Roggenacher/ Talacher, Brüttisellen:

 Quartiererhaltungszone Q statt Zone für öffentliche Bauten, 

	Kindergärten sind sowohl in einer öffentlichen Bauzone wie auch in einer Quartiererhaltungszone zulässig. Mit der Umzonung wird grundsätzlich Spielraum geschaffen für den Fall, dass eines oder beide Areale nicht mehr wie bisher für den Kindergarten genutzt würden.

	Div. Strassenbereiche:

Alle an Bauzonen angrenzenden Strassen und Wege mit Erschliessungsfunktion werden der entsprechenden Bauzone zugeordnet


	Der Zonenplan ist gemäss den Bestimmungen der amtlichen Vermessung (AV’93) dargestellt. Gemäss Art. 2 BZO sind der digitalisierte Zonenplan und die im Datensatz der amtlichen Vermessung erfassten Grenzen massgebend.

Aufgrund der Gerichtspraxis ist es angezeigt, Strassen und Wege mit Erschliessungsfunktionen für Bauzonen ebenfalls der entsprechenden Bauzone zuzuordnen, weil eine Erschliessung über Landwirtschaftsgebiet nicht zulässig ist. Im Zusammenhang mit dieser Zonenplanbereinigung wurden aus systematischen Gründen die Strassenflächen jeweils der höheren angrenzenden Bauzone zugeordnet (ÖB > KA > KB > G > Q > W > E). Insgesamt resultieren rund 100 kleine Änderungen im Zonenplan, welche nur eine untergeordnete Kapazitätserhöhung darstellen, weil die meisten Strassenflächen nicht ausnützungsberechtigt sind.


8.3 Die Änderungen am Erschliessungsplan 

Die Gemeinden sind gemäss Planungs- und Baugesetz (§ 90 Abs. 1 PBG) verpflichtet, im Rahmen der Nutzungsplanung einen Erschliessungsplan (EP) festzusetzen. Dieser hat die Baugebiete zu bezeichnen, welche nach gängiger Praxis in einem Zeitraum von 10 bis 15 Jahren durch die Gemeinde grob zu erschliessen sind (Sammelleitungen, Sammelstrassen etc.). Der erste EP wurde 1985 rechtswirksam und seither einige Male revidiert, letztmals 1998/99.

Der Erschliessungsplan soll wie folgt revidiert werden:

a) Objekte, zu streichen (seit Beschluss EP 1998/99 ausgeführt):

	Objekt
	Begründung

	Trennsystem Riedmühlestrasse Ost
	erstellt und abgerechnet

	Sennhüttestrasse Wangen, Ausbau Gehweg 
(Abschnitt unterhalb Sonnhalde/Im Blattacher)
	erstellt und abgerechnet

	Holzrai, oberer Teil
	erstellt und abgerechnet

	Trennsystem Holzrai, oberer Teil
	erstellt und abgerechnet

	Wasserleitung Holzrai, oberer Teil
	erstellt und abgerechnet

	Dorfstrasse HSK
	erstellt und abgerechnet

	Holzrai, Regenwasserleitung unterer Teil
	erstellt und abgerechnet

	Groberschliessung Geren, Regenwasserkanal
	erstellt und abgerechnet

	Groberschliessung Geren, Schmutzwasserkanal
	erstellt und abgerechnet

	Regenwasserleitung Dorfplatz Wangen
	erstellt und abgerechnet


b) Objekte innerhalb des EP, noch nicht ausgeführt:

	Objekt
	Ausführungstermin

	Sennhüttestrasse Wangen, Fahrbahnausbau und Gehweg
(Abschnitt Sonnhalde/Im Blattacher bis Zonengrenze)

Kosten: CHF 320´000
	bis 2012

	Obere Wangenstrasse, Strassenausbau, Dorfstr. bis Halsrüti 

Kosten: CHF 490´000
	bis 2012

	Regenwasserleitung Ob. Wangenstrasse, Dorfstr. - Im Wygarte 

Kosten: CHF 78´000
	bis 2012

	Wasserleitung Hätzelwisen - Stierwisen 

Kosten: CHF 330´000
	bis 2012

	Wasserleitung Brüttisellenstrasse 

Kosten: CHF 100´000
	bis 2012


c) Objekte innerhalb des EP, neu: 
	Objekt
	Ausführungstermin

	Wasserleitung Chüeweg

Kosten: CHF 190´000
	bis 2012

	Sennhüttestrasse Wangen, Regenwasserleitung
(Abschnitt Sonnhaldenstrasse bis Zonengrenze) 
Kosten: CHF 80´000
	bis 2012

	Versorgung mit elektrischer Energie, Gebiet Mitte (Trafostation mit Zuleitung)

Kosten: CHF 322´000
	bis 2012

	Wasserleitung Zürcher Blumenmarkt (Verbindungsleitung Wangen-Brüttisellen)

Kosten: CHF 235´000
	bis 2012


d) Objekte ausserhalb EP (Ausführungstermin noch nicht festgelegt)
	Objekt

	Gsellstutz (Erschliessungsoption für Reservezone Breiti)

	Wasserleitung Juch (Abschnitt zwischen Stierwisen / Chüeweg)

	Wasserleitung Bandstock


Die Vorprojekte und Kostenschätzungen für die vorerwähnten Groberschliessungsanlagen sind vorhanden. Die Projekte entsprechen den Anforderungen für zweckmässige Gebietserschliessungen und berücksichtigen pendente und rechtskräftige Quartierplanungen.

Mit der Genehmigung der Ortsplanung bzw. der Festsetzung des Erschliessungsplans gelten die Baukosten für die Objekte der ersten Bauetappe innerhalb des EP gleichzeitig als bewilligt (§ 92 Abs. 2 PBG). Eine separate Kreditvorlage entfällt somit.

Allfällige Ausführungskredite für Anlagen in den weiteren Erschliessungsetappen wären dagegen von der Stimmbürgerschaft zu bewilligen.

Die Süderschliessung ist nicht Element des Erschliessungsplans, weil:

· die Gemeinde in Aussicht nimmt, im Rahmen der nächsten regionalen Richtplanrevision (Hauptrevision Teil I, ca. 2008) zu beantragen, die „Süderschliessung“ als regionale Strasse zu klassieren;

· die beiden Gestaltungsplangebiete (GP 1 Rietstuck und GP 12 Skyguide) als erschlossen gelten.

8.4 Änderungen an der Bauordnung im Detail

Eine Revision der Bauordnung ist erforderlich, weil einerseits Anpassungen an das geltende Planungs- und Baugesetz vorzunehmen sind und andererseits die Definition der Dach- und Untergeschossnutzungen besser verständlich und mit etwas mehr Flexibilität innerhalb der neu zulässigen Bauvolumen festgelegt werden sollen.

Nachfolgend werden die einzelnen Änderungen erläutert. Den vollen Wortlaut der neuen Bauordnung finden Sie im Anhang am Schluss dieser Broschüre.

Die Bauordnung soll in folgenden Bereichen angepasst werden:

	Artikel / Inhalt
	Art der Änderung / Begründung / Bemerkungen

	Art. 1, 16, 16a, 17, 25, 26 und 32: Wohn- statt Einfamilienhauszone
Redaktionelle Änderung
	Zonenbezeichung W2 30% statt E2 30% 

Begründung s. vorn unter Titel "Zonenplanänderungen"

	Art. 2: Digitaler Plan und Datensatz
Massgebender Plan
	Neu ist nicht mehr wie früher der Originalausdruck des Zonenplans massgebend, sondern der digitale Zonenplan inklusive Datensatz der amtlichen Vermessung.

	Art. 6: Grundmasse in Kernzonen
Geschosszahl und Höhen
	Neu ist auch in der Kernzone B ein zweites Dachgeschoss zulässig. Damit können das zulässige Volumen besser genutzt werden.

Neu werden die zulässigen Gebäude- und Firsthöhen, wie diese bereits bisher gemäss PBG zulässig waren, in der Bauordnung erwähnt. Diese redaktionelle Änderung verbessert die Lesbarkeit der Bauordnung.

	Art. 6: Grundmasse in Kernzonen

	Art. 12 Abs. 2 wird Art. 6. Abs. 3; redaktionelle Änderung zur Verbesserung der Lesbarkeit

	Art. 9: Erscheinung der Bauten in Kernzonen 
Sprossen
	Neu soll die Aussenlage der Fenstersprossen und Holz als Material nicht mehr verlangt werden. Es hat sich in den letzten Jahren gezeigt, dass die Materialunterschiede zwischen Holz und Kunststoffen optisch kaum mehr feststellbar sind. Deshalb soll mehr Spielraum für bautechnisch und wirtschaftlich sinnvolle Fenster geboten werden.

	Art. 11: Dachgestaltung in Kernzonen
Dachaufbauten, Fensterbänder
	In Abs. 1 werden die Anforderungen an Dachaufbauten erleichtert, wenn sonst keine wohnhygienisch einwandfreie Belichtung möglich ist.

Für die Verbesserung der Belichtungsmöglichkeiten von Nebenräumen im zweiten Dachgeschoss sollen Fenster eine Belichtungsfläche von 0.3 m2 Glasfläche und nicht wie bisher Belüftungsfläche aufweisen dürfen (Abs. 3).

Neu werden auf den im Anhang A der Bauordnung bezeichneten Dreisässenhäusern (Längsbau mit ruhiger Dachform, kurzer Wohnteil, langer Ökonomieteil) oder dreisässenähnliche Bauten horizontale und vertikale Lichtbänder im Ökonomieteil bzw. im Übergang zum Ökonomieteil zugelassen (Abs. 4), wenn diese bei vertikaler Anordnung die traditionelle Dreiteilung nicht unterbrechen und bei horizontaler Anordnung nur zur Belichtung von Räumen im ersten Dachgeschoss dienen. Vertikale Bänder dürfen höchstens 4 Ziegelbreiten bzw. maximal 1.0 m aufweisen.

	Art. 16: Grundmasse in Wohnzonen
Geschosszahl, Höhen, Nutzweise in Dach- und Untergeschossen
	Neu sind in allen Wohnzonen ein anrechenbares Untergeschoss und zwei anrechenbare Dachgeschosse zulässig, damit die zulässigen Bauvolumen besser genutzt werden können.

Gemäss Abs. 4 sollen im Untergeschoss nur sekundär dem Wohnen dienende Räume zulässig sein. Haupträume, welche primär dem dauernden Aufenthalt dienen wie Schlafzimmer, Wohnzimmer, Küche, Badezimmer sowie Arbeitsräume mit festen Arbeitsplätzen, sind unzulässig.

Die Beschränkung der Dachneigung (Art. 18 Abs. 1) wird bei​behalten. Dies schränkt zwar die Nutzung des zweiten Dachgeschosses ein, hat aber den Vorteil eines massvollen Bedarfs für die Belichtung und Belüftung und lässt keine überdimensionierten Firsthöhen in Relation zur Gebäudegrösse entstehen.

Neu werden die zulässigen Gebäude- und Firsthöhen, wie diese bereits bisher gemäss PBG zulässig waren, in der Bauordnung erwähnt. Diese redaktionelle Änderung verbessert die Lesbarkeit der Bauordnung.

	Art. 16a: Wohnzone W2 in Hanglage
Geschosszahl und Erscheinung
	Die bisherige Regelung für die Hanglagen der zweigeschossigen Wohnzone hat sich volumetrisch bewährt, aber die zulässigen Bauvolumen können nicht optimal genutzt werden. Deshalb werden mit den revidierten Absätzen 1 und 2 und dem neuen Absatz 3 die Nutzungsmöglichkeiten verbessert, ohne aber einen zusätzliche Anreiz für hohe Gebäude- und Firsthöhen zu schaffen.

	Art. 17 Abs. 2
Gewerbebeschränkung in den Wohnzonen W2 30%, W2 50% und W 3 60%
	In den Wohnzonen, welche gemäss Art. 17 Abs. 2 wegen der Beschränkung der maximal zulässigen gewerblich nutzbaren Fläche mindestens zur Hälfte der anrechenbare Fläche dem Wohnen dienen, werden sexgewerbliche Nutzungen und Betriebe sowie Spielsalons und dergleichen verboten.

	Art. 21 Abs. 1:
Zonentyp GL5
	Streichung Zonentyp GL5.Die Zone GL 5 kann in der Bauordnung gestrichen werden, weil diese auf dem Zonenplan nicht mehr existiert.

	Art. 21 Abs. 3 (bisher), Art. 33 (neu): Alle Zonen
Grenzbau mit geschlossener Bauweise
	Grenzbauten mit geschlossener Bauweise erlauben einen ortsplanerisch optimalen konzeptionellen Lärmschutz. 
Art. 21 Abs. 3 verlangte bisher den Grenzbau nur in Gewerbezonen entlang der Autobahn. Neu soll in Art. 33 diese Pflicht in den Gewerbezonen mit einer privilegierenden „Kann-Vorschrift“ in allen übrigen Zonen entlang der Auto​bahnen und innerhalb der ersten Bautiefe entlang der Zürichstrasse ergänzt werden.

	Art. 22: Einkaufszentren und Begegnungsstätten mit grossem Verkehrsaufkommen
Gestaltungsplanpflicht
	In den Gewerbezonen sollen Einkaufszentren und Begegnungsstätten mit grossem Verkehrsaufkommen anstelle eines Verbotes neu einer Gestaltungsplanpflicht unterstehen. Grundvoraussetzungen für einen Gestaltungsplan sind eine gute Standorteignung und Erschliessung mit öffentlichem und privatem Verkehr. Der Gestaltungsplan ist der Gemeindeversammlung zu unterbreiten. Gemäss PBG darf die Legislative dem Gestaltungsplan zustimmen oder diesen ohne Begründungspflicht ablehnen.

Diese Änderung entspricht der laufenden Revision des regionalen Richtplans, welcher für publikumsintensive Einkaufs- und Freizeiteinrichtungen ausserhalb der regional festgelegten Eignungsgebieten bzw. Ortszentren eine kommunal festgelegte Gestaltungsplanpflicht verlangt.



	Art. 24a: Gestaltungsplanpflicht
Bezeichnung der Gebiete
	Bisher enthielt die Bestimmung eine namentliche Erwähnung. Neu muss die Bauordnung nicht mehr revidiert werden, wenn im Zonenplan eine Änderung vorgenommen wird. 

	Art. 27: Arealüberbauungen
Gebäudehöhe bei Mehrgeschoss
	Neu wird das Mass der zulässigen Mehrhöhe für den Fall einer Arealüberbauung mit einem Mehrgeschoss erwähnt, wie dieses bereits bisher gemäss PBG zulässig war. Diese redaktionelle Änderung verbessert die Lesbarkeit der Bauordnung.

	Art. 31: Solaranlagen
Solaranlagen in Kernzonen
	Neu sind auch Solaranlagen in den Kernzonen zulässig, ausser auf Dächern von Hauptgebäuden.

	Art. 31a: Reklameanlagen
Freistehende Reklameanlagen
	In Ergänzung zu Abs. 1 (Reklameanlagen an Gebäuden) werden neu in Abs. 3 auch freistehende Reklameanlagen in ihrer zulässigen Höhe beschränkt.

	Art. 32: Grosser Grundabstand
Richtung der Hauptfassade
	Art. 32 Abs. 1 Lit. c wird präzisiert, damit die Hauptfassade für die Orientierung des grossen Grenzabstandes relevant ist und nicht ein in gewissen Fällen zufälliger Lagewinkel.

	Art. 34: Mehrlängenzuschlag
gegenüber Wegen
	Gegenüber Wegen ist wie gegenüber Strassen kein Mehrlängenzuschlag auszuweisen (redaktionelle Präzisierung gemäss heutiger Praxis)

	Art. 38a: Flachdächer
Begrünung
	Mit der Begrünungspflicht für Flachdächer kann eine bessere Integration der Dachaufsichten in das Orts- und Landschaftsbild und eine ökologische Aufwertung erzielt werden.

	Art. 39: Genehmigungsbehörde
Baudirektion
	Neu wird die kommunale Richt- und Nutzungsplanung durch die Baudirektion genehmigt und nicht mehr wie früher durch den Regierungsrat.


9 Weitere Hinweise / Informationen

Die nach § 7 Planungs- und Baugesetz (PBG) vorgeschriebene öffentliche Auflage der revidierten Bestandteile fand vom 17. Februar 2006 bis 18. April 2006 statt. Die eingegangenen Einwendungen wurden behandelt und im Bericht zur Ortsplanung dargestellt. In diesen Bericht sind auch die Ergebnisse aus dem beim Kanton durchgeführten Vorprüfungsverfahren eingeflossen. 

Bezüglich Details erlauben wir uns deshalb auf die offiziellen Auflageakten zu verweisen.

7
Schlusswort

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die Ortsplanungsrevision den Zielen der Raumplanung und des Umweltschutzes entspricht. Zudem ist der Gemeinderat überzeugt, dass die wichtigsten vorgeschlagenen Änderungen auf sinnvollen wirtschaftlichen und sozialen Zielsetzungen der Gemeinde basieren.

Gestaltungspläne

10 Allgemeine Erläuterungen zu allen Vorlagen 

10.1 Was bezweckt ein Gestaltungsplan?

Im Gegensatz zu einer blossen Einzonung können in einem Gestaltungsplan Details geregelt werden, die der Gemeinde wichtig erscheinen. Insbesondere geht es dabei um grundsätzliche Festlegungen über die Lage und Ausmasse von Gebäulichkeiten, Details über die Erschliessung und anderes mehr. Anders als bei einer blossen Einzonung ist die Stimmbürgerschaft bei einem Gestaltungsplan im Zeitpunkt der Beschlussfassung also besser darüber informiert, was letztlich gebaut werden wird.

10.2 Was sind die Gründe für die Revisionen bzw. die Neufestsetzung?

Die Festlegungen für die beiden Gärtnereibetriebe im Gebiet Rietstuck und Roswis gehen auf das Jahr 1991, diejenigen der Tennisanlage Halsrüti auf 1997 zurück. Die Revision dieser Gestaltungspläne wurde eingeleitet, weil die planungsrechtlichen Voraussetzungen nicht mehr den heutigen Bedürfnissen entsprechen. 

Die Neufestsetzung des Gestaltungsplans Pünten ist die Folge einer privaten Landumlegung im Bereich des aufgehobenen Strassenteilstücks Gfennstrasse.

10.3 Was meint der Gemeinderat dazu?

Mit der Revision bzw. im Fall "Pünten" mit der Neufestsetzung werden den in diesen Bereichen ansässigen Gewerbebetrieben massvolle und zweckgerichtete Entwicklungsmöglichkeiten geboten, ohne dass dabei wichtige öffentliche Interessen verletzt würden. 

Sinngemäss gilt dasselbe für die Revision des Gestaltungsplans Halsrüti. Dem Tennisclub wird damit eine Tennisplatzerweiterung ermöglicht, wobei die ursprünglich festgelegten Gestaltungsplangrenzen jedoch unverändert bleiben.

Die Festlegungen entsprechen der generellen Siedlungsentwicklung gemäss den bestehenden Leitbildern und der Masterplanung vom Juli 2005. Bezeichnend ist überdies, dass aufgrund der öffentlichen Planauflage keine Einwendungen eingegangen sind und dass die benachbarten Gemeinden im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen Anhörung zustimmend reagiert haben.

Der Gemeinderat steht deshalb mit Überzeugung hinter diesen Vorlagen. 

Revision Gestaltungsplan Rietstuck (GP 01)

Antrag des Gemeinderats

1. Der private Gestaltungsplan Nr. 01 "Rietstuck" in Wangen-Brüttisellen wird mit folgenden Bestandteilen festgesetzt:

· Bericht gemäss Art. 47 RPV

· Situation

· Schnitte A-C

· Werkleitungsplan

· GP-Vorschriften

2. Dieser Beschluss steht unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch die Baudirektion des Kantons Zürich. 

3. Der Gemeinderat wird ermächtigt, über geringfügige Änderungen, die sich bis zum Vollzug bzw. aus dem Genehmigungsverfahren ergeben, in eigener Kompetenz zu entscheiden.

Revision Gestaltungsplan Roswis (GP 02)

Antrag des Gemeinderats

1. Der private Gestaltungsplan Nr. 02 "Roswis" in Wangen-Brüttisellen wird mit folgenden Bestandteilen festgesetzt:

· Bericht gemäss Art. 47 RPV

· Situation

· Schnitt A-A

· GP-Vorschriften

2. Dieser Beschluss steht unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch die Baudirektion des Kantons Zürich. 

3. Der Gemeinderat wird ermächtigt, über geringfügige Änderungen, die sich bis zum Vollzug bzw. aus dem Genehmigungsverfahren ergeben, in eigener Kompetenz zu entscheiden.

Revision Gestaltungsplan Halsrüti (GP 09)

Antrag des Gemeinderats

1. Der private Gestaltungsplan Nr. 09 "Halsrüti" in Wangen-Brüttisellen wird mit folgenden Bestandteilen festgesetzt:

· Bericht zur Planrevision

· Situation und Schnitte

· GP-Vorschriften

2. Dieser Beschluss steht unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch die Baudirektion des Kantons Zürich. 

3. Der Gemeinderat wird ermächtigt, über geringfügige Änderungen, die sich bis zum Vollzug bzw. aus dem Genehmigungsverfahren ergeben, in eigener Kompetenz zu entscheiden.


Neufestsetzung Gestaltungsplan Pünten (GP 14)

Antrag des Gemeinderats

1. Der private Gestaltungsplan Nr. 14 "Pünten" in Wangen-Brüttisellen wird mit folgenden Bestandteilen festgesetzt:

· Bericht gemäss Art. 47 RPV

· Situationsplan 

· Schnitte A-A bis D-D

· GP-Vorschriften

2. Dieser Beschluss steht unter dem Vorbehalt der Genehmigung durch die Baudirektion des Kantons Zürich. 

3. Der Gemeinderat wird ermächtigt, über geringfügige Änderungen, die sich bis zum Vollzug bzw. aus dem Genehmigungsverfahren ergeben, in eigener Kompetenz zu entscheiden.

Jede Ortsplanung muss von Zeit zu Zeit den neuen Verhältnissen angepasst werden.








Das Wesentliche in Kürze


Die Ortsplanung in der heutigen Form stammt aus den Jahren 1984 / 85, als das neue Planungs- und Baugesetz (PBG) in Kraft trat. Seither wurden kleinere Anpassungen vorgenommen, letztmals 1998.


Um den sich stets verändernden Verhältnissen bzw. neuen Zielsetzungen Rechnung zu tragen, wird erneut eine Revision notwendig. 


Zur Zeit ist noch genügend Bauland vorhanden. Für grössere Einzonungen besteht kein Handlungsbedarf. Die vorgeschlagenen Zonenänderungen sind deshalb eher von untergeordneter Bedeutung.


Die wichtigsten Änderungsvorschläge betreffen den Verkehrsplan. In den Bereichen südwestlich der HLS und im "Bereich Mitte" wird eine Verlagerung und Neuausrichtung der strassenmässigen Groberschliessungsanlagen mit neuen nutzungsorientierten (nicht verkehrsorientierten!) Sammelstrassen vorgeschlagen. 


Die bestehenden Teilrichtpläne, Siedlungs- und Landschaftsplan, Plan der öffentlichen Bauten und Versorgungspläne 1 + 2, sollen ersatzlos aufgehoben werden.


Im Zonenplan sollen für den Fall, dass ein Gestaltungsplan aufgehoben oder revidiert würde, bei allen Gestaltungsplänen konsequent Grundzonen unterlegt werden. Im Übrigen sind kleinere Zonengrenzanpassungen und redaktionelle Ergänzungen vorgesehen.


Der Erschliessungsplan soll als Folge der Neuausrichtung des Verkehrsplans für den "Bereich Mitte" und den Flugplatzrandbereich mit neuen Groberschliessungsanlagen ergänzt und angepasst werden.


Die Anpassungen / Ergänzungen von Bauordnungsvorschriften dienen hauptsächlich der besseren Verständlichkeit und einer flexibleren Handhabung innerhalb der ohnehin zulässigen Bauvolumen.


Die detaillierten Akten und Pläne können im Gemeindehaus eingesehen werden.








